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Geje- Sammlung 
für die 


i Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 123. 


(Nr. 6931.) Verordnung, betreffend die Organifation der oberen Harzverwaltung in der 
Provinz Hannover. Vom 9. November 1867. 


| Mir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen, Behufs anderweitiger Organiſation der oberen Harzverwaltung im 


Gebiete des vormaligen Königreiches Hannover, was folgt: 


Artikel J. 8 
k Das mit dem Bergamte bisher vereinigte Forſtamt zu Clausthal wird 
aufgehoben. 

Artikel II. 


N Ausgegeben zu Berlin den 17. Dezember 1867, 


Das Bergamt zu Clausthal führt fortan die Bezeichnung: Oberbergamt 


zu Clausthal. 


Die Direktion der Forſtverwaltung im Bezirke des bisherigen Berg⸗ und 


d Forſtamtes zu Clausthal ift bis zur anderweiten Organiſation der Forſtbehörden 
in gleicher Weiſe wie für die übrigen Staatsforſten im ehemaligen Königreiche 
Hannover einſtweilen von der Civiladminiſtration zu Hannover wahrzunehmen. 


Die Wahrnehmung der Regiminalgeſchäfte des Berghauptmanns wird von 


. dem Vorſitze in dem Bergamt zu Clausthal getrennt und bis zur anderweiten 
Organiſation der Verwaltungsbehörden im ehemaligen Königreiche Hannover einem 
beſonderen Beamten übertragen. 


Artikel III. | 
Dem Vorſitzenden des Oberbergamtes zu Clausthal werden die bisherigen 


HGeſchäfte der Kommunion⸗Unterharziſchen Verwaltung übertragen; die einzelnen 
a Reſſortminiſter find jedoch ermächtigt, mit denjenigen eſchäften, welche nicht zur 


Berg- und Hüttenverwaltung gehören, andere Beamten oder Behörden zu betrauen. 


Artikel IV. 


Die Verfaſſung des Oberbergamtes zu Clausthal ift nach denin den älteren 
Jahrgang 1867. (Nr. 6931—6932.) 246 Pro⸗ 


Provinzen des Staates beſtehenden Vorſchriften und Einrichtungen durch de 
Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten feſtzuſtellen. a 
; Artikel V. 


Alle den vorſtehenden Beſtimmungen widerſprechenden bisherigen Vo 
ſchriften, insbeſondere der Hannoverſchen Verordnung vom 9. Auguft 1850., d 
Organiſation der oberen Harzverwaltung betreffend, ſind aufgehoben. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 
Königlichen Inſiegel. s 

Gegeben Berlin, den 9. November 1867. 


(L. S.) Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenbur 


(Nr. 6932.) Beſtätigungs⸗Urkunde, betreffend einen Nachtrag zum Statut der Stargard 
Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 16. November 1867. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 
A Nachdem die Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft in der Genera 
SS verſammlung ihrer Aktionaire vom 7. Mai 1867. den anliegenden Nachtrag z 
HLihrem Statut beſchloſſen und die Generalverſammlung der Aktionaire der Obe 
5 ſchleſiſchen Eiſenbahngeſellſchaft vom 27. September 1867. mit dieſem, eine Ae 
derung des Vertrages zwiſchen beiden Geſellſchaften vom 23. März 1866. (G 
Samml. S. 292.) begründenden Beſchluſſe ſich einverſtanden erklärt hat, wo 
Wir dem gedachten Nachtrage die landesherrliche Beſtätigung hierdurch ertheile 
Die gegenwärtige Urkunde ift nebſt dem Nachtrage durch die Gefe 
Sammlung zu veröffentlichen. 1 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruckte 
Königlichen Inſiegel. 3 


Gegeben Berlin, den 16. November 1867. 
(L. S.) Wilhelm 
Gr. v. Itzenplitz. Gr. zur Lipp. 


a Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft erliſcht mit dem 1. (erſten) Juli 1867. 
Hachtzehnhundert ſieben und ſechszig). Von dieſem Tage ab wird der Verwaltungs⸗ 


zn 


jährige Amtsdauer aus der Zahl der Aktionaire gewählt werden. 
der Stellvertreter müſſen in Stettin ihren Wohnſitz haben. 


Nachtrag | . 
zu dem | & 


Statut der Stargard⸗Poſener Eiſenbahngeſellſchaft. 


gt. 
Die Amtsthätigkeit der jetzigen Mitglieder des Verwaltungsrathes der 


tath aus fünf Mitgliedern und drei Stellvertretern gebildet, welche für eine fünf- 


Mindeſtens drei der erwählten Mitglieder des Verwaltungsrathes und zwei 


Zum Zweck der Neuwahlen für die nach abgelaufener Amtsdauer gleich⸗ 


zeitig ausſcheidenden, ſowie die inmittelſt wegen anderer Urſachen etwa ausgetre⸗ 
tenen Mitglieder, beziehungsweiſe Stellvertreter, findet die ordentliche General⸗ 


5 vertreter nach der R T der erhaltenen Stimmenzahl einberufen. Bei gleicher 
Stimmenzahl entſchei ; 


i 54. (vier und funfzig) des Geſellſchaftsſtatuts, ſowie in $. 2. (zwei) des Ver⸗ 


henden Beſtimmungen entſprechende Wahl wird von der ordentlichen General⸗ 
verſammlung des Jahres 1867. (achtzehnhundert ſieben und ſechszig) vollzogen. 


verſammlung der Geſellſchaft künftig nur alle fünf Jahre ſtatt. i 
Die ausſcheidenden Mitglieder find wieder wählbar. Die erfte den vorſte⸗ 


2 


Die Mitglieder des Verwaltungsrathes wählen aus ihrer Mitte einen Vor⸗ 
ſizenden und einen Stellvertreter deffelben für die ganze fünfjährige Amtsperiode. 
Treten im Laufe einer Wahlperiode Vakanzen ein, fo werden die Stell: 


et das Loos. 


$. 3. 
Die in den $$. 46. (ſechs und vierzig), 47. (ſieben und vierzig) und 


(Nr. 6932—6933.) 246* (Nr. 6933.) 


| (Nr. 6933.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. November 1867., betreffend die Genehmigung d 
revidirten Regulativs über die Beleihung des nicht inkorporirten ländlich 
Grundeigenthums im Bereiche der Schleſiſchen Landſchaft. 


Au Ihren Bericht vom 7. November d. F. will Ich das beiliegende, in Folge 

2 des ST des eilften Generallandtages der Schleſiſchen Landſchaft aufgeftellte 

„Revidirte Regulativ über die Beleihung des nicht inkorporirten ländlichen Grund: 

eigenthums im Bereiche der Schleſiſchen Landſchaft“ hierdurch landesherrlich F 

beſtätigen. E 
Dieſer Erlaß und das revidirte Regulativ find durch die Gefeß- Sammlung 

zu veröffentlichen. 1 


Berlin, den 22. November 1867. 


- a Wilhelm. 


Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


An den Juſtizminiſter und an den Miniſter des Innern. 


Rebidirtes Regulativ 


über die 


Beleihung des nicht inkorporirten laͤndlichen Grundeigenthums. | 


sD Schleſiſche Landſchaft gewährt auch ferner hypothekariſche Darlehne auf 

ſolche, in ihrem Bereiche belegene ländliche Grundſtücke, welche der landſchafk⸗ 

lichen Kreditverbindung nach dem Reglement vom 9. Juli 1770. nicht angehören. 

Zur Beſchaffung der hiezu erforderlichen Darlehnsvaluta ſtellt die Land- 

ſchaft auf jeden Inhaber lautende Schuldverſchreibungen unter der Bezeichnun 
„Neue landſchaftliche Pfandbriefe“ aus und ſetzt dieſelben in Umlauf. 
Für beiderlei Operationen gelten folgende nähere Beſtimmungen. 


A Bo 


— 181 — 


A. Von den Darlehnen. 


§. 1. 
Beleihungsfähigkeit der Grundſtücke. 


Beleihungsfähig iſt jedes der Landſchaft nicht inkorporirte, zur landwirth⸗ 
ſchaftlichen Benutzung gewidmete, im vollen und uneingeſchränkten Ei enthume 
und Beſitze des Darlehnnehmers befindliche Grundſtück, welches nach y Ver⸗ 
anlagung zur Grundſteuer von den Liegenſchaften einen Reinertrag von minde⸗ 
ſtens zehn Thalern gewährt und nach den weiterhin folgenden Vorſchriften einen 
Kredit von mindeſtens funfzig Thalern rechtfertigt. 

Das Grundſtück darf mit Leiſtungen aus dem gutsherrlichen Verbande, 
mit Dienſten, Renten, Zinſen oder anderen Abgaben an die Gutsherrſchaft nicht 
mehr behaftet, auch nicht mit Servituten belaſtet ſein, welche ſeinen Ertrag 
ſchmälern. Nur in dem Falle, wenn der Grundbeſitzer den landſchaftlichen 
Kredit grade zu dem Zwecke ſucht, um mittelſt deſſelben jene Reallaſten abzulöfen, 
wird der Kredit auch auf ſolche belaſtete Beſitzungen bewilligt, und die Verwen⸗ 
dung des Darlehns zum Zweck der Ablöſung vermittelt. ; 

Servituten, welche in dem Rechte zur Förderung unterirdiſcher Produkte 
beſtehen, ſchließen an ſich und in ſo weit, als nicht durch Ausübung derſelben 
der Grund und Boden einer landwirthſchaftlichen Benutzung bereits entzogen iſt, 
die Beleihungsfähigkeit des belaſteten Grundſtücks nicht aus. Wenn aber hin⸗ 
ſichtlich der Entſchädigung des Grundbeſitzers für die durch Ausübung der Ser⸗ 
vitut entzogene Nutzung im Voraus eine vertragsweiſe Feſtſetzung getroffen iſt, 
jo darf das betreffende Grundſtück niemals höher als zum Betrage der zu er- 
wartenden Entſchädigung geſchätzt, reſp. nur dem entſprechend Belieben werden. 

Wenn demnächſt durch Ausübung der Servitut, oder wenn durch Aus- 
übung eines auf Grund des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1865. 
verliehenen Bergbaurechtes die veranſchlagte Bodenfläche der landwirthſchaftlichen 
Benutzung entzogen wird, muß der Befiker, zur Vermeidung der Zurückziehung 
eines entſprechenden Darlehnsbetrages (F. 25.), letzteren bis zur Wiederherſtellung 
des nutzbaren Zuſtandes der aufgedeckten Bodenfläche durch eine baar oder in 
landſchaftlichen Neuen Pfandbriefen zu erlegende Kaution ſicher ſtellen. 

Einzelne Beſtandtheile eines zu beleihenden Grundſtücks, welche dem Nieß⸗ 
brauchsrechte eines Dritten unterworfen ſind, bleiben außer Veranſchlagung und 
ift die Landſchaft befugt, wegen der aus einer Kollifion mit ſolchen ealgläu⸗ 
bigern, denen das ganze Grundſtück ohne Rückſicht auf das Nießbrauchsrecht 


verhaftet iſt, entſtehenden Weiterungen Sicherheitsbeſtellung zu verlangen. 


Antrag. . 
Wer den landſchaftlichen Kredit in Anſpruch nehmen will hat ſeinen 
Antrag entweder bei der Fürſtenthumslandſchaft, in deren Bereiche fein Grund⸗ 
(Nr, 6933.) ö ſtück 


BER ET 
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ſtück belegen iſt, oder bei einem der Landesälteſten des Kreiſes anzubringen, 
welcher denſelben an die Fürſtenthumslandſchaft einberichten wird; dem Antrage 
iſt eine ungefähre Angabe über die Größe des Grundſtücks und der Hypotheken⸗ 
ſchein über das Beſitzthum beizufügen. F 
Inſofern der Andrang von Kreditgeſuchen es nöthig macht, beſtimmte 
Friſten für deren Einbringung vorzuzeichnen, bleibt der Landſchaft vorbehalten, 
dergleichen allhalbjährig nen Es müſſen jedoch ſolche Friſten öffent 
lich bekannt gemacht werden. Auf Kreditgeſuche, welche zum Zweck der Ablö⸗ 
fung gutsherrlicher Laſten geſtellt werden, finden dieſe Friſen keine Anwendung. 


§. 3. 
Beleihungs quote. 


Das 10 y wird nach dem Werthe des Grundſtücks bemeſſen und darf 5 ; 
die Hälfte dieſes Werthes nicht überſteigen. 


§. 4. 
Werthermittelung. 


Der maaßgebende Werth des Grundſtücks wird entweder 
A. nach der Grundſteuer bemeſſen, oder 
B. durch beſondere örtliche Abſchätzung geſucht. 


$. 5. 
Nach der Grundſteuer. 


Zu A. Wenn der Darlehnſucher die Beleihung nach der Grundſteuer 4 
beantragt und nicht beſondere, eintretenden Falls durch Lokalrecherche zu prüfende . 
Bedenken dagegen obwalten, kann der Werth des Grundſtücks ohne fpezielle 
Abſchätzung aus der Veranlagung deſſelben zu der durch Geſetz vom 21. Mai 
1861. eingeführten Grundſteuer von den Liegenſchaften hergeleitet werden. A 

Zu dem Zweck wird der dem Grundſtücke bei der Veranlagung zu jener 
Steuer beigelegte jährliche Reinertrag ermittelt und mit der Zahl zwanzig zu 
Kapital erhoben. Von dem gefundenen Kapitale wird A 

a) der zwanzigfache Betrag der jährlichen Grundfteuer, © 
b) der zwölf und einhalbfache Betrag der an den Altentheilsberechtigten zu A 
entrichtenden Abgaben, 

e) der noch nicht amortiſirte Kapitalbetrag der an die Rentenbank zu ent ⸗ 

richtenden Rente, 


d) der fünfundzwanzigfache Betrag aller bri en, aus ſpeziellem Rechtstit 
auf dem Grundſtücke haftenden Renten, Safon und gaben 


* 


die Be 


abgeſetz Naturalabgaben werden hierbei nach den publizirten 24jährigen Markt⸗ 
Durchſchnittspreiſen zu Gelde berechnet. 


e) Endlich werden noch zwanzig Prozent des oben geſetzten Reinertrags⸗ 
Kapitals zurückgeſchlagen. Ur 


Der nach dieſen Abzügen verbleibende Reſt iſt als Beleihungswerth des 
Grundſtücks anzunehmen. 


Im Falle der Landſchaft für ihr Darlehn und deſſen Nebenforderungen 

das Vorzugsrecht vor den auf dem Grundſtücke aus ſpeziellem Rechtstitel Haf- 
tenden Laſten und Abgaben, reſp. Auszugsrechten, und auf die Befugniß ver⸗ 
e: wird, das Grundſtück ohne Rückſicht auf ſelbige zu ſequeſtriren und ohne 
ie betreffende Belaſtung zur Subhaſtation zu ſtellen, bedarf es zur Findung des 
Beleihungswerthes des Grundſtücks nicht der oben unter b. und d. angeordneten 
Abrechnung des Kapitalwerthes dieſer Präſtationen. 


$. 6. 
Abſchätzung. 


N Zu B. Wenn der Danlehnſucher die landſchaftliche Abſchätzung bean- 
tragt, ſo wird der Werth des Grundſtücks durch örtliche Würdigung nach den⸗ 
ſelben landwirthſchaftlich⸗techniſchen Grundſätzen und Vorſchriften gefucht, welche 
zur Zeit für die Abſchätzung des der Landſchaft inkorporirten Grundeigenthums 
vorgeſchrieben ſind. Die aus der Natur der Sache ſich n Abweichungen 
hinſichtlich des Verfahrens find durch von dem Engeren Ausſchuſſe zu genehmi⸗ 
gende Inſtruktionen vorzuzeichnen. 
Die Ausführung der Schätzung wird nach dem Ermeſſen der Landſchafts⸗ 
direktion einem oder zweien Kreistaxaloren, oder bei größeren Grundſtücken einer 
aus einem Landesälteſten, einem Kreistaxator und dem Landſchaftsſyndikus zu 
bildenden Kommiſſion übertragen. Die ng des Syndikus, ſowie eines 
Subalternbeamten, ſteht bei jeder Taxe in der Befugniß der Landſchaftsdirektion 


$. 7. 
Kreistagatoren. 

Für jeden landſchaftlichen Kreis werden zu dem Zweck drei landſchaftliche 
Kreistaxatoren erwählt und verpflichtet. Wählbar zu dieſem Amte ib ſowohl 
l ſtger landſchaftlich nicht inkorporjrter Grundſtücke, als auch die Beſitzer 
inkorporirter Güter. Das aktive Wahlrecht aber ſteht den Beſitzern der infor- 
bporirten Güter des Kreiſes zu und wird von ihnen auf den landſchaftlichen Kreis- 
tagen ausgeübt. i : 

Die Wahl und Berufung der Kreistaxatoren erfolgt auf je ſechs Jahre. 


4 Gr. 6938.) $. 8. 


ae 


$. 8. 
Feſtſetzung der Taxen. 


Die aufgenommene Taxe wird von einem der Landesälteſten des Kreiſes — 7 \ 
nöthigenfalls nach vorgängiger Lokalrecherche — revidirt; nach Beantwortung 


5 Erinnerungen durch den Taxkommiſſar, wenn en erforderlich erfcheint, 
wird der Beleihungswerth des Grundſtücks von dem Kollegium der betreffenden 
Fürſtenthumslandſchaft oder von der Zwiſchendeputation deſſelben feſtgeſetzt. 

Bei dieſer Feſtſetzung wird wiederum einer der Kreistaxatoren zu den 


Verhandlungen des Kale oder der Deputation zugezogen, und ſteht ihm $ 


hierbei die Ausübung des vollen Stimmrechts zu. i 
Die Wahl und Berufung diefes Beiſitzers, jenes Taxkommiſſars und des 
Taxreviſors gebührt in jedem einzelnen Falle dem Landſchaftsdirektor. 


§. 9. 
Rechtsmittel⸗Kontrole. 


` 


Gegen den die Taxe feſtſetzenden Beſchluß ſteht dem Beſitzer des Grund- 4 


ſtücks die Beſchwerde an die Generallandfchafts- Direktion, gegen die Verfügung d l 
dieſer der Rekurs an den Engeren Ausſchuß der Landſchaft zu. 4 
Der Generallandſchafts⸗Direktion aber ſteht die Befugniß zu, die von den 


Fürſtenthumslandſchaften feſtgeſetzten Taxen zur Superreviſton einzufordern und 
ſelbige nöthigenfalls herabzuſetzen, auch die Zurückzahlung des danach ungerecht: F 


fertigten Kredites zu verlangen. 1 
Gegen die Verfügung der Generallandſchafts⸗Direktion ſteht dem Beſitzer 


des Grundſtücks und der betreffenden Fürſtenthumslandſchaft der Rekurs an den 


zunächſt zuſammentretenden Engeren Ausſchuß zu, doch kann inzwiſchen die 1 

angefochtene Verfügung in Vollzug geſetzt werden. i ; 
$. 10. 

Taxrecherche. 


Auf Grund einer Tape, feit deren Feſtſetzung ein mehr als dreijähri er j 
Zeitraum verfloffen ift, darf ein neuer Kredit nur bewilligt werden, wenn 5 
durch eine, einem Kreistaxator oder einem Landesälteſten event. unter Beiordnung 


des Syndikus aufzutragende Lokalrecherche feſtgeſtellt und von dem betreffenden l | 
Fürſtenthumskollegium reſp. von der Zwiſchendeputation anerkannt ift, daß oder 
in wie weit die damals abgeſchätzten nutzbaren Realitäten noch vorhanden ſind, 


und ob oder in wie weit ihnen die damals beigelegten Werthe auch dermalen j 
noch beigelegt werden können. ) 


i F. 11. 
Beleihung ohne Feſtſtellung des Beleihungswerthes. È 
Wenn der Beſitzer eines an fich beleihungsfähigen Grundſtücks ($. 1 o 4 
ande g 


er 


$. 12. 
Verbriefung. 
Der Darlehnnehmer muß die Verbindlichkeit übernehmen: 


a) für das Darlehn eine fortlaufende Jahreszahlung (Intereſſen) von 43 
(vier und zwei Drittheil) Prozent oder nach ſeiner Wahl ($. 15.) von 
44 (wier und ein Sechstheil) Prozent in gleichen halbjährigen Raten an 
Johannis und Weihnachten zu entrichten; 

p) das Darlehnskapital ſelbſt oder Theilbeträge deſſelben nach ſechsmonatlicher 
Aufkündigung — welche ihm ſelbſt jederzeit, der Landſchaft nur in den §. 25. 
dieſes Regulativs bezeichneten Fällen zuſtehen ſoll — durch Baarzahlung 
des Nennwerthes zurückzuzahlen, 1 

e) im Falle der Zahlungsſäumniß den Rückſtand mit 4 Prozent zu verzinſen; 

d) die zum Betriebe der Wirthſchaft erforderlichen Gebäulichkeiten für einen 
angemeſſenen Werth bei einer ſtaatlich konzeſſionirten Verſicherungs⸗ 
geſellſchaft gegen Feuersgefahr zu verſichern und die diesfälligen Polizen 
vor Ausreichung der Darlehnsvaluta an die Landſchaft einzureichen; 

e) der exekutiviſchen Beitreibung des Rückſtandes ohne ein vorgängiges pro⸗ 
zeſſualiſches Verfahren, nach den weiterhin folgenden Vorſchriften, ſowie 


) überhaupt den Beſtimmungen dieſes Regulativs fich zu unterwerfen; 
8) er muß endlich auf jede gerichtliche Zahlungsſtundung verzichten. 


; Der Schuldner hat hierüber, unter Bekenntniß des Valutenempfanges 

und Verpfändung des zu beleihenden Grundſtücks, eine gerichtliche oder notarielle 
Alrkunde, oder eine ſolche vor einem Landſchaftsſyndikus auszuſtellen. Den 
Syndicis der Landſchaft ift zu dem Zweck die Befugniß: Urkunden dieſer Art, 


ingleichen Ceſſionen, Prioritäts⸗Einräumungen und andere bei der Verbriefung 


polcher landſchaftlichen Darlehne vorkommende Rechtsgeſchäfte, welche nicht aus⸗ 
ſchließlich den Gerichten vorbehalten find, aufzunehmen und die Urkunden dar⸗ 
über auszufertigen; den alfo aufgenommenen Urkunden aber wird die Glaub- 
würdigkeit von Notariatsakten und insbeſondere die Eigenſchaft beigelegt, Ein⸗ 
tagungen in den Hypothekenbüchern zu begründen. 

Jahrgang 1867. (Ir. 6933.) 2 Sala: 
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> Pfandbriefen unter Anrechnung derſelben zum Nennwerthe ausgezahlt. Wenn e 
| j ein 


eda E 


gala, 
Eintragung. 


Der Darlehnnehmer hat ferner die prioritätiſche Eintragung des Darlehns 
vor allen anderen Kapitalforderungen im Hyppothekenbuche des zu beleihen⸗ 
den Grundſtücks zu bewirken. Wenn dieſe Eintragung mittelſt Ueberſchreibung 
eines ſchon ingroſſirten, der Landſchaft cedirten Kapitals auf dieſe erfolgen foll 3 
fo bedarf es hierzu — außer dem Falle einer beabſichtigten Erhöhung des Kapi- 
tals oder des Zinsfußes — einer Einwilligung etwa nachſtehender Gläubi⸗ 
ger nicht. 2 
Vorrechtlich eingetragene, an fich kündbare Poſten, welche nicht fofort zur 
Löſchung gebracht werden können, verhindern die Eintragung nicht, wenn die 
Einleitung des entſprechenden Aufgebots⸗ 1 Depoſitionsverfahrens nachgewie- 
ſen iſt und der Darlehnnehmer ſich urkundlich verpflichtet, zur Sicherſtellung 
gegen alle Nachtheile aus einer Geltendmachung der ungelöſchten Poft bei Extra⸗ 
dition der Darlehnsvaluta eine angemeſſene Kaution baar oder in neuen Pfand 
briefen zu beftellen, auch innerhalb vorzubeſtimmender Friſt die Löſchung zu 
wirken und zur Vermeidung der Aufkündigung des Darlehns (F. 25.) n 


zuweiſen. 
Die Eintragung des Darlehns im Hypothekenbuche erfolgt durch E 
ſchreiben des Vermerk: Thaler landſchaftliches Darlehn nach dem Regu 


lativ vom (Datum der Allerhöchſten Beſtätigung), welches zufolge Verfügur 


Don: FC eingetragen, reſp. in welches die hier intabulir 
geweſene Forderung zufolge Verfügung vom en 
worden. \ 


§. 14. 


Verbindlichkeit des Darlehnnehmers. 


e 
; 19: 


Valuta. 3 
Die Darlehnsvaluta wird dem Darlehnnehmer in neuen landſchaftliche 


$. 16. 
Sahreszahlung. 


Von der Jahreszahlung des Schuldners im Betrage von 43 (bezüglich 4%) 
Prozent der Schuld ſind vier (bezüglich drei und einhalb) Prozent zur Verzinſung 
der a neuen Pfandbriefe für deren Inhaber, ein Sechstel Prozent ift 
als ein Beitrag zu den Verwaltungskoſten für die Fürſtenthumslandſchaft be- 

ſtimmt, das überſchießende einhalb Prozent wird in den erſten, auf die Aus⸗ 
reichung der neuen Pfandbriefe zunächſt folgenden zehn Jahren (alfo in den erſten 
wanzig Hebungsterminen) zur Anſammlung und Verſtärkung des Sicherheits⸗ 
funde in dieſen geſchüttet, weiterhin aber zur Amortiſation der Darlehnsſchuld ver⸗ 
wendet, zu dem Zwecke in den Amortiſationsfonds geſchüttet und hier dem be⸗ 
treffenden Schuldner auf ſeinem Konto gutgeſchrieben. 


8. 7 
Zahlungstermine. 


5 Die Zahlung der an Johannis fälligen Intereſſen hat der Schuldner in 
der Zeit vom 10. bis 24. Juni, der an Weihnachten fälligen in der Zeit vom 
10. bis 24. Dezember an die Kaffe der betreffenden Fürſtenthumslandſchaft oder 
aber an die durch öffentliche Bekanntmachung zu bezeichnenden Aemter, Renteien 
oder Landſchaftsagenten, und zwar in Preußiſchem Silber⸗Kurant, zu leiſten. 
Dieſelben Beſtimmungen gelten für fällige Kapitalzahlungen. 


$. 18. 
Stundung. 


Eo Wenn der Schuldner durch Brandſchaden, Hagelſchlag, Ueberſchwemmung 
oder Mißwachs, der den größten Theil ſeiner Feldfrüchte betroffen hat, oder durch 


andere elementariſche Unglücksfälle ſich außer Stand geſetzt ſieht, ſeiner Zahlungs⸗ 


verbindlichkeit — fie betreffe Kapital oder Zinſen — rechtzeitig in Ber ſo 
darf ihm eine Zahlungsnachſicht auf längſtens ſechs Monate, vom Ver 5 0 ab, 

bewilligt werden. Der Schuldner iſt aber in ſolchem Falle gehalten, die Stun⸗ 
dung ſpäteſtens vierzehn Tage vor dem Verfalltermine nachzuſuchen, den behaupteten 
Stundungsgrund durch ein von der Ortsbehörde ausgeſtelltes Zeugniß zu beſchei⸗ 


4 nigen, und den Rückſtand vom Verfall» bis zum Zahlungstage mit zwei Prozent 


halbjährig zu verzinſen. 
Gr. 6933.) 247 §. 19. 


er auch hier dem Fürſtenthumskollegium demnächſt Mittheilung zu machen. 


-ia 


§. 19. 


Beitreibung. 


Wenn der Schuldner eine Zinſen⸗ oder Kapitalzahlung im Fälligkeitstermine 
unberichtigt läßt, ohne Stundung dafür erlangt zu haben, fo ſteht der Landſchaft 
die Befugniß zu, den Rückſtand ſofort und ohne ein vorgängiges kontradiktoriſches 
Verfahren vor dem Richter zwangsweiſe beizutreiben oder beitreiben zu laſſen. 


Zu dem Zweck iſt ſie nicht nur berechtigt: ö E 
a) die gerichtliche Exekution in das bewegliche Vermögen des Schuldners — i 


oder die gerichtliche Sequeſtration des Grundſtücks — oder die Sub- 4 
haſtation deſſelben nachzuſuchen, 


ſondern es iſt ihr auch 


b) die Befugniß beigelegt, die Sequeſtration des Grundſtücks ſelbſt einzu > 
leiten und bis zu ihrer Befriedigung fortzuführen, das Grundſtück 
oder Theilſtücke deſſelben zu verpachten oder in eigene Bewirthſchaftung 
zu nehmen, oder aber endlich, mit Ausſchluß der einen oder anderen Be 
nutzungsart, lediglich unter Sequeſter zu halten. 


Welche dieſer Exekutionsmaaßregeln im einzelnen Falle zu ergreifen fei; 
bleibt der pflichtmäßigen Beurtheilung des Fürſtenthumskollegiums oder der 
Zwiſchendeputation deſſelben überlaſſen. In Zeiten, da weder das Fürſtenthums⸗ 
kollegium, noch die Zwiſchendeputation verſammelt ift, ſteht dem Landſchafts 
direktor die ſelbſtſtändige Beurtheilung hierüber zu; von ſeinem Verfahren hat 


Für die Beurtheilung ſelbſt iſt einerſeits der höhere oder geringere Betrag 
des beizutreibenden Rückſtandes, die Beſchaffenheit des Exekutionsobjekts und die 
Ausſicht auf einen zweckentſprechenden Erfolg der Maaßregel, andererſeits die 
Rückſicht maaßgebend, daß der Zweck ohne großen Koſtenaufwand und mit mög⸗ 
lichſt geringer Kaniki des Schuldners erreicht werden möge. 7 

$. 20. 
Sequeftrationen. A 

Wenn eine landſchaftliche Sequeſtration des Grundſtücks eingeleitet worden 
iſt, ſo dürfen Vorſchüſſe aus landſchaftlichem Vermögen nur zur Berichtigung 
der laufenden öffentlichen Abgaben und zur Deckung der laufenden Zinſen des 
b e Darlehns gewährt, zur Fortſetzung des landwirthſchaftlichen Be⸗ 
triebes dürfen ſolche nur im Falle des unabweislichen und dringenden Bedinf 
niſſes 1 „zu Verbeſſerungen aber gar nicht gegeben werden. Die Bewil 
ligung von Vorſchüſſen b dem Fürſtenthumskollegium, reſp. der Zwiſchen⸗ 
deputation, in dringlichen Fällen auch dem Landſchaftsdirektor, welcher hierzu die 

e Genehmigung des Kollegiums bei deſſen nächſter Zuſammenkunft 
einzuholen hat. Ali 4 
ie 


— 1885 — 

Die Reviſion und Abnahme der von dem Sequeſter und dem Pächter zu 
n Wirthſchafts⸗ oder Pachtrechnungen erfolgt durch das Fürſtenthums⸗ 
kollegium. 

; Zu den Verhandlungen über die Rechnungsabnahme „ingleichen über eine 
etwanige Verpachtung, wird der Schuldner Behufs der Wahrnehmung ſeiner Rechte 
unter der Warnung vorgeladen, daß bei ſeinem Ausbleiben werde angenommen 
werden: er erkenne die gelegte Rechnung für bekannt und richtig an, — bezüg⸗ 
lich: er verzichte auf feine Zuziehung. 

g Gegen alle Beſchlüſſe und Verfügungen der ſequeſtrirenden Fürſtenthums⸗ 
landſchaft ſteht ihm das Rechtsmittel der Beſchwerde an die Generallandſchafts⸗ 
Direktion offen. 


8. 2 
Uebernahme gerichtlicher Sequeſtrationen. 


* Der Landſchaft iſt die Befugniß beigelegt, wenn ſie es angemeſſen findet, 
die Sequeſtration der auf Grund dieſes Regulativs von ihr beliehenen Grund⸗ 
ſtücke auch in dem Falle zu übernehmen, wenn ein anderer Gläubiger bei den 
Gerichten auf Sequeſtration angetragen hat. In dieſem Falle kommen die Be⸗ 
ſtimmungen der Allgemeinen Gerichtsordnung Thl. I. Tit. 24. §§. 129. ff. und 
die des vorſtehenden Paragraphen in Anwendung. 


$. 22. 
Subhaſtation. 


. Wenn ein von der Landſchaft beliehenes Grundſtück zur Subhaſtation ge⸗ 
ſtellt, in dem Bietungstermine aber ein Gebot nicht erreicht wird, durch welches 
die landſchaftlichen Forderungen gedeckt würden, fo ſteht der Landschaft das Recht 
ju, dem Zuſchlage ohne Kautionsbeſtellung zu widerſprechen und die Anberau⸗ 
mung eines anderweiten Bietungstermins zu verlangen. In dieſem neuen Ter⸗ 
mine darf ſie jenes Recht nicht weiter ausüben. 

= Die Landſchaft ift ferner berechtigt, zur Vermeidung eines bei der Sub⸗ 
hlaſtation ihr drohenden Verlustes, das Grundſtück für Rechnung des Sicherheits- 
bonds ſelbſt zu erſtehen, ohne daß ſie hierzu einer beſonderen Staatsgenehmigung 
flür den einzelnen Fall bedürfte. Sie iſt jedoch in ſolchem Falle gehalten, läng⸗ 
ens innerhalb dreier Jahre, vom Tage der Adjudikation gerechnet, das Grund⸗ 
ſtück wieder zu verkaufen. 

a Wenn das ſubhaſtirte Grundſtück von einem dritten Bieter erſtanden wird, 
po hat die Landſchaft an die Kaufgeldermaſſe den baaren Nennwerth des land⸗ 
ſchaftlichen Darlehns nebſt Nebenforderungen zu liquidiren. 


$. 23. 
Ueberwachung. 


Die landſchaftlich beliehenen Grundſtücke unterliegen einer allgemeinen 
(Nr. 6933.) Be⸗ 


Beaufſichtigung nicht nur durch die Landesälteſten, ſondern auch durch die 
Kreistaxatoren des betreffenden Kreiſes, inſofern als dieſe verpflichtet ſind, Hand: F 
lungen des Schuldners oder Ereigniſſe, durch welche die Sicherheit des land» 
ſchaftlichen Darlehnskapitals oder der Zinszahlung gefährdet erſcheint, der betref- M 
fenden Fürſtenthumslandſchaft ungeſäumt anzuzeigen. 1 
Verpachtungen beliehener Grundſtücke müffen der Landſchaft von den 
verpachtenden Beſitzern angezeigt, von ihnen auch die Pachtverträge eingereicht 
werden, wenn die Landſchaft ſolche erfordert. Sobald die Landſchaft glaubhaft 
in Erfahrung bringt, daß der Eigenthümer , der Pächter oder ein anderer Ber 
ſitzer eines beliehenen Grundſtücks eine erhebliche Verringerung der a des 
Grundſtücks oder des geſetzlichen Zubehörs (Y. 444. ff. Tit. 20. $$. 42. ff. 
Tit. 2. Th. I. Allg. Landrechts) unternimmt, und wenn fie dadurch die Sicherheit 
des auf dem Grundſtücke haftenden Darlehns für gefährdet hält, fo hat die 
Landſchaft an den Schuldner die ſchriftliche Aufforderung zu richten, dies Ver⸗ 
fahren einzuſtellen, das Verbrachte zurückzuſchaffen oder zu erſetzen, den vorigen 
Zuſtand wieder herzuſtellen und, daß es geſchehen fei, innerhalb einer ihm vor i 
zubeſtimmenden Friſt nachzuweiſen widrigenfalls das landſchaftliche Darlehn als 
fällig erachtet und ſofort werde zurückgezogen teip. beigetrieben werden. Wird 
in der vorbeſtimmten Friſt der erforderte Beweis nicht geführt, fo ift die Qand 
ſchaft befugt, È Beitreibung des Darlehns, ohne eine Kündigungsfriſt abzu⸗ 
warten, mit Exekutionsanträgen oder mit Einführung der Sequeſtration vor 


zugehen. 
$. 24. 


Rückzahlung des Darlehns, freiwillige. 


5 Dem Schuldner ſteht jederzeit frei, das ganze Darlehn oder Theilbeträ 
deſſelben an die Landſchaft zurückzuzahlen. 

a) Wenn er die beabſichtigte Zahlung im Monat Juni oder Dezember 
voraus ankündigt und in dem darauf folgenden Monat Dezember, be⸗ 
ziehungsweiſe Juni leiftet, fo wird in dem Zahlungstermine der gezahlte 
Betrag ſofort von der Darlehnsſchuld abgeſchrieben, und der Schuldner 
hat Intereſſen davon nicht weiter zu entrichten. H 

Da auch im Falle einer Zahlungsſäumniß des Schuldners die ME 

zur Einlöſung eines entſprechenden Pfand riefbetrages erforderliche Baar M 
ſchaft auf Koſten des Säumigen negoziirt werden muß, fo hat zur 
Deckung ſolcher Koſten der Schuldner gleich bei der Kündigung eine 
Kaution im Betrage von drei Prozent des gekündigten Betrages in 
baarem Gelde oder in marktgängigen Effekten bei der Landſchaft einzu- 
liefern. Bei rechtzeitiger Zahlung des Kapitals wird demnächſt defe 
Kaution vollſtändig, bei verſpäteter Zahlung aber der davon nicht ver⸗ 
brauchte Betrag wieder zurückgewährt. A 

b) Wenn der Schuldner das Kapital zurückzahlt, ohne die Zahlung vor 
her rechtzeitig (a.) angekündigt zu haben, fo tritt die Abſchreibung der 
Schuld und die Bifi von der Intereſſenzahlung erſt mit dem 
zweiten, auf die Zahlung folgenden Zinstermine ein. Al 

Í [4 5 2 


mes 


Alles dies gilt von ſolchen Rückzahlungen, welche den Betrag 
von mindeſtens zwanzig Thalern erreichen. Geringere werden aſſervirt, 
bis ſie durch Zuſchüſſe auf dieſe Höhe gebracht ſind, alsdann aber na 
den obigen Beſtimmungen behandelt. 


e) Vorſtehende Beſtimmungen (a. b.) beziehen ſich auf die Ablöſung der 
Darlehnsſchuld durch Baarzahlung des Nennwerthes. Es iſt aber dem 
Darlehnsſchuldner, welcher aus freier Entſchließung ſeine ganze Schuld 
oder einen Antheilbetrag derſelben abzuſtoßen bezweckt, auch nachgelaſſen, 
die Ablöſungsvaluta in neuen Pfandbriefen zu berichtigen, ſofern nicht 
die Ablöſung durch Baarzahlung bereits angeordnet iſt. 

Macht der Schuldner hiervon Gebrauch, und liefert er den ab⸗ 
zulöſenden Betrag in neuen Pfandbriefen deſſelben Zinsfußes mit allen, 
nach dem nächſten Zinstermine fällig werdenden Zinskupons ein, ſo wird 
der abgezahlte Betrag, wenn die Einlieferung vor dem 1. Mai erfolgt, 
ſchon in dem zunächſt folgenden Johannistermine, und wenn fie vor dem 
1. November erfolgt, in dem zunächſt folgenden Weihnachtstermine — 
bei ſpäterer Einlieferung aber erſt in dem zweitfolgenden Zinstermine von 
105 8 abgeſchrieben, ohne daß es einer vorgängigen Anmeldung 
bedarf. i 


§. 25. 
Rückzahlung, von der Landſchaft angeordnete. 
Die Kündigungsbefugniß der Landſchaft tritt ein: 
a) in dem, F. 34. dieſes Regulativs geſetzten Falle der nothwendigen Befriedi⸗ 
gung eines Pfandbriefgläubigers / ; 
b) ferner, wenn der Schuldner es unterläßt, die zum Betriebe der Wirth- 
ſchaft erforderlichen Gebäulichkeiten in der vorgeſchriebenen Art (F. 12.) 
gegen Feuersgefahr zu verfichern; 


e) endlich überhaupt in allen Fällen, wenn das Darlehn nicht mehr die 
nach dem Regulative erforderliche Sicherheit genießt (§ . 1. 9. 13. 14. 23.). 


Außerdem iſt der Landſchaft das Recht vorbehalten, die Rückzahlung des 
Danrlehns oder eines Antheilbetrages deſſelben, ohne Innehaltung der fechsmonat- 
lichen Kündigungsfriſt, ſofort zu verlangen und daſſelbe zwangsweiſe beizutreiben, 
wenn der Darlehnsſchuldner die Subſtanz des Grundſtücks oder deſſen Zubehör 
erheblich verringert, und nach erfolgter landſchaftlicher Aufforderung zum Reta⸗ 
bliſſement daſſelbe nicht bewirkt und nachweiſet ($. 23.). Zu a. b. c. hinſichtlich 
der Zahlungstermine gelten die Beſtimmungen des $. 17., vergl. $. 24. 

e Inſoweit als der Schuldner das von der Landſchaft gekündigte Kapital 
Rnebſt Zinſen im Fälligkeitstermine erlegt, wird die Schuld im Fälligkeitstermine 
abgeſchrieben, und ſind Intereſſen davon nicht weiter zu entrichten. 


* Gr, 6933.) . $. 26. 


i 
8. 26. 


Vorbehalt. Löſchung. 


Durch Abzahlung des landſchaftlichen Darlehns erwirbt der Schuldner nicht 
die mit der abgezahlten Forderung verbunden geweſenen Privilegien, durch Abzah⸗ 
lung von Theilbeträgen auch nicht die Theilnahme an der Priorität des ver 
bleibenden landſchaftlichen Reſtdarlehns. A 

Abgezahlte und von der Schuld abgeſchriebene Beträge des Darlehns 
werden von der Landſchaft zur hypothekariſchen Löſchung geſtellt, ſobald der 
Schuldner darauf anträgt. 8 27 = 


Aniortifation. 


Der in der Jahreszahlung des Schuldners ($. 16.) enthaltene Betrag von 
einem halben Prozent der Schuld, welcher nicht zur Verzinſung der auszugebenden 
Pfandbriefe und nicht zur Deckung der Verwaltungskoſten beſtimmt iſt, wird 
nach Ablauf der erſten zehn Jahre des Schuldverhältniſſes, während welcher 
daſſelbe zum Sicherheitsfonds fließt, zur allmäligen Tilgung des Darlehns im 
Wege der Amortiſation verwendet und daher zum Amortiſationsfonds vereinnahmt. 
5 Dieſer Fonds hat den Zweck, die Tilgungsbeiträge zu ſammeln und nutz: 
bringend zu verwalten und die Tilgung des Darlehns zu vermitteln. Dem Fonds 
fließen auch die freiwilligen Beiträge zu, welche einzuſchütten den Darlehnsſchuld⸗ 
nern jederzeit freiſteht, und welche eintretenden Falls wie die nothwendigen Beiträge 
behandelt werden. ö 
; Endlich fließen dem Amortiſationsfonds auch die Zinſen feiner Beſtands⸗ 
kapitalien zu. 


$. 28. 
Verwaltung des Amortiſationsfonds. 


Die Verwaltung des Amortiſationsfonds wird von den Fürftenthums: 
landſchaften, von einer jeden für die in dem Bereiche derſelben belegenen Grund: 
ſtücke, int: 4 

ie Baarbeſtände des Fonds werden in neuen Pfandbriefen angelegt und 
dieſe durch Kündigung nach dem Looſe und Baareinlöſung nach dem Nennwerthe 
beſchafft. Zu dem Ende wird von jeder Fürſtenthumslandſchaft für jeden Zins- 
termin, und zwar ſieben Monate vor Eintritt deſſelben, ein Etat der zu erma 
tenden und anzulegenden Baareinnahmen projektirt, und der Betrag zur Aus 
looſung und Aufkündigung eines gleichnamigen Pfandbriefbetrages geſtellt ($. 36) 7 

Die alfo in den Amortiſakionsfonds gelangten Pfandbriefe bleiben weiter 
hin von der Auslooſung ausgeſchloſſen. A 1 

Für jeden Darlehnsſchuldner wird ein Konto angelegt und auf ſelbigem 
allhalbjährlich: EO 

a) der von dem Schuldner eingezahlte nothwendige und event. der freiwillige 

Beitrag, ; 9 

bp) der Antheil am Zinsgewinn A 

f gut⸗ 


TEN „„ „ OS, e ; 
tgefchrichen. Zu letzterem Behuf wird der Geſammtbetrag der von der betref- 
enden Fürſtenthumslandſchaft erhobenen Zinſen der Beſtandspfandbriefe des Fonds 
die Darlehnsſchuldner, welche am Schluſſe des vorhergegangenen Zinstermins 
nit einem Antheile am Amortiſationsfonds angeſchrieben waren, und zwar nach 
Verhältniß dieſes Antheils rechnungsmäßig vertheilt. Bruchtheile von Pfennigen 
erden bis zur nächſten Vertheilung zurückgeſtellt. 

Die Rechnung über den Fonds wird ganzjährig abgelegt und von dem 
ürſtenthumskollegium revidirt, demnächſt aber dem durch drei Meiftbetheiligte 
us der Zahl der Darlehnsſchuldner verſtärkten Engeren Ausſchuſſe ($. 45.) zur 
Sudperreviſion und Abnahme vorgelegt. 


. 29. 
Dispoſition des Darlehnsſchuldners über den Amortifationsfonde. 


Wenn der kontirte Antheil eines beliehenen Grundſtücks an dem Amorti⸗ 
ſatꝗionsfonds 


a) den ganzen Betrag des darauf haftenden Darlehns vollſtändig erreicht 
hat, ſo wird der Beſtand zum Zweck der Abbürdung des Darlehns und 
nur zu dieſem Zweck verwendet. 


b) Bis dahin, während der Amortiſationsperiode, findet eine Dispoſition von 
Seiten des Schuldners über den Fonds, und insbeſondere eine Abſchrei⸗ 
bung des aufgeſammelten Beſtandes von der Darlehnsſchuld, nur info: 
weit ſtatt, daß der Schuldner, wenn der vierte Theil ſeiner Darlehnsſchuld 
aufgeſammelt ift, das Recht hat, die Tilgung und Abſchreibung des glei- 
chen Antheilbetrages ſeiner Schuld und zwar mit der Wirkung zu ver⸗ 
langen, daß weiterhin Zinſen und Amortiſationsbeiträge nur von dem 
noch ungetilgten Betrage der Schuld zu berechnen und zu entrichten bleiben. 
N Auf derartige Darlehnsabzahlungen (a. b.) finden die Beſtimmungen 
des $. 26. ebenfalls Anwendung. 


e) Der Antheil des Schuldners an dem Amortiſationsfonds geht mit dem 
Grundſtücke auf jeden neuen Erwerber des letzteren von Rechtswegen 

über, doch kann von keinem Grundſtücksbeſitzer über den Fonds anders 
als in der oben beſtimmten Weiſe disponirt, namentlich kann derſelbe 
ohne das Grundſtück nicht abgetreten, derſelbe auch aus anderen Titeln 
von keinem Dritten, insbeſondere nicht von den Hypothekengläubigern, 
noch auch ſonſt im Wege der Exekution in Anſpruch genommen oder 
mit Beſchlag belegt werden. i 


d) Wenn der Schuldner feine Darlehnsſchuld aus anderen Mitteln vollſtän⸗ 
dig ablöſt, ſo wird ihm ſein kontirter Antheil am Amortiſationsfonds 
zu feiner Dispoſition extradirt. 


Jahrgang 1807. (Nr. 6933.) 248 § 30. 


An Koſten des Darlehnsgeſchäftes hat der Darlehnnehmer zu übertra en 
und zur Kaffe der betreffenden Fürſtenthumslandſchaft zu entrichten: 


a) im Falle eine landſchaftliche Abſchätzung des Gr 
recherche ſtattgefunden hat , die Koſten derſelben, 
meſſung und Kartirung, reſp. der Reviſion de 
Kommiſſionsgebühren und die Gebühren etwa zugezogener 
diger. Bei Feſtſetzung dieſer Gebühren wird das Feldmeſſer⸗Regleme 
vom 1. Dezember 1857. reſp. die landſchaftliche Gebührenordnung vo 
Jahre 1858. Littr. A. und die Königliche Verordnung vom 29. März 
1844. zum Grunde gelegt. Den dort nicht erwähnten Kreistaxatoren 
($. 7.) werden an Diäten zwei Thaler für jeden Arbeitstag und 
Reiſekoſten einſchließlich der Reiſediäten funfzehn Silbergroſchen für 
Meile des Hinweges und ebenſoviel für jede Meile des Rückwe 
gewährt; 
b) in allen Fällen: i 
1) ein Pauſchquantum au Deckung der Korreſpondenz⸗ und allgem 
nen Koſten nach folgender Skala: bei einem Werthe des Gru 
ſtücks bis 1000 Thaler Einen Thaler, bis 5000 Thaler 
Thaler, bis 10,000 Thaler drei bis vier Thaler, bis 50,000 
ler drei bis fünf Thaler, i 
2) die Koſten der Verbriefung und der hypothekariſchen Eintrag 
des Darlehns, ; : 
3) m Koften für Ausfertigung der Neuen Pfandbriefe zwölf Silbe 
groſchen für jedes Pfandbriefſtück. Sch 
Zur Deckung der Koften ift der Darlehnſucher verbunden, 
des Darlehnsgeſchäfts einen angemeſſenen Koſtenvorſchuß zur Kaſſe 
thumslandſchaft einzuzahlen. 


B. Von den Pfandbriefen. 


F. 31. 
Um fang der Pfandbrief⸗Emiſſion. 


Für jedes Darlehn, welches nach vorſtehenden Beſtimmungen bewilligt 
und auf den Namen der Landſchaft hypothekariſch ingroſſirt worden ift, wir 
ein gleicher Betrag Neuer Pfandbriefe emittirt. Weiterhin, bei eintretender Rü 
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ahlung eines Darlehns, wird ein gleicher Betrag kurſtrender Mfandbriefe eingelöft = 
und aus dem Umlaufe zurückgezogen. 


Ausfertigung. 


Die Neuen Pfandbriefe werden von der Generallandſchafts⸗Direktion zu 

Breslau nach anliegendem Muſter in Apoints von 20, 25, 30, 50, 100, 200, 
500, 1000 Thalern und danach zu bildenden Serien ausgefertigt und, nebſt dem 
Hypotheken⸗Inſtrumente über das Darlehn, der Kontrolkommiſſion in Breslau 
zur Mitvollziehung vorgelegt. 
Die Kontrolkommiſſion bildet ſich aus dem Präſidenten des höchſten Ge⸗ 
richtshofes in Breslau, als Vorſitzendem, und aus zwei richterlichen Beamten. Sie 
iſt berufen, zu prüfen, ob für die Landſchaft wirklich eine dem Betrage der zu 
emittirenden Pfandbriefe gleichkommende Darlehnforderung auf ein Grundſtück 
hypothekariſch verſichert und eingetragen worden iſt. Nach hiervon genommener 
Ueberzeugung und nur in dieſem Falle vollziehen die Mitglieder der Kontrol⸗ 
kommiſſion die ihnen vorgelegten Pfandbriefe; letztere werden allererſt durch 
dieſe Vollziehung perfekt, und erſt nachdem ſie erfolgt iſt, in die von der Land⸗ 
ſchaft über die ausgefertigten Pfandbriefe zu führenden Regiſter eingetragen. Auf 
dem Hypotheken⸗Inſtrumente wird ſodann von derſelben Kommiſſion ein Ver⸗ 
merk dahin regiſtrirt: 


daß über den Betrag des innen verſchriebenen Darlehns Neue Pfand⸗ 
briefe ausgefertigt worden ſeien, und daß dem zufolge der Landſchaft 
eine Dispoſition über das Darlehnkapital zwar zum Zweck der Befrie⸗ 
digung von Pfandbriefinhabern und der Einlöſung von Pfandbriefen 
nach $. 34. des Regulativs, außerdem aber nur inſoweit uoe „als 
vorher ein entſprechender Betrag von Pfandbriefen aus dem Umlaufe 
zurückgezogen und kaſſirt, oder aber durch richterliches Erkenntniß amor⸗ 
tiſirt, oder endlich nach Kündigung und Aufgebot hinſichtlich des 
Pfandbriefrechts präkludirt worden ſei. 


Der Hypothekenrichter darf nur in dieſer Vorausſetzung löſchen oder Ceſ⸗ 
ſionen eintragen. Nur in dem Falle, wenn das beliehene Grundſtück zur Sub⸗ 
. geſtellt und aus den Kaufgeldern deſſelben das Darlehn oder ein Theil⸗ 
betrag deſſelben abgezahlt wird, findet die Löſchung des abgezahlten Betrages im 
Hypothekenbuche auf Grund der Kaufgelderbelegungs-Verhandlung und ohne 
Produktion dafür eingelöſter Neuer Pfandbriefe ſtatt, die Landſchaft aber iſt 
nichtsdeſtoweniger verpflichtet, den empfangenen Betrag zur Einlöſung aufzukün⸗ 

digender Neuer Pfandbriefe zu verwenden und dieſe aus dem Umlaufe genommenen 
Briefe zu kaſſiren. b 


$. 33. 
Zinskupons. 


Den Neuen Pfandbriefen werden von der Generallandſchafts⸗Direktion 
(Nr, 6933.) ; 248* ſelbſt⸗ 


ſelbſtſtändige Iinsamweifungen (Zinsfuvons) nach anliegenden Mufter 


-J lingftens fünf Jahre beigegeben; die Ausreichung wird auf den Kapitalbrie 
a /zsöbggtannel.e e a 

0 | $. 34. 

Rechte des Pfandbriefinhabers. 


Der Inhaber eines Neuen landſchaftlichen Pfandbriefes hat das Recht, von 
der Landſchaft x 


a) die terminliche Zahlung der verſchriebenen Zinſen, und zu dem Zweck 
Ausreichung und Einlöſung der Zinskupons, Be 


b) die Zahlung des verſchriebenen Kapitals in dem Falle zu verlangen, wenn 
fein Pfandbrief als ein durch das Loos zur Baareinlöſung bezeichnete 
öffentlich aufgerufen worden iſt. S 

Sollte er feine Befriedigung von der Landſchaft im Berwaltungsw 
nicht erlangen, ſo ſteht ihm die Befugniß zu, im ordentlichen Rechtswege ge 
die Landſchaft ſeine Befriedigung 146 | | 

a) zunächſt aus dem Sicherheitsfonds, und 


b) demmächſt aus denjenigen Hypothekenforderungen, welche die Landſchaft 
für bewilligte Darlehne erworben hat, l F 


mittelſt richterlicher Ueberweiſung zu ſuchen. 


; Eine Befugniß zur Kündigung des Kapitals ſteht dem Inhaber eines I a 
Pfandbrieſes nicht zu. ; E 


; $. 35. 
Zinszahlung. Verjährung. 5 
Die Zahlung der Zinſen durch Einlöſung der Kupons erfolgt 
25. Juni und 28. Dezember ab an öffentlich bekannt zu machenden Tagen he 
den Kaſſen der Fürſtenthumslandſchaften und bei der Generallandſchafts⸗Direktio 
Ein Aufgebot und eine Mortifikation der Zinskupons findet nicht ftatt 
= Bei Ablauf der Periode, für welche die Zinskupons ausgereicht gewe 
werden die neuen auf Vorzeigen der Pfandbriefe an deren ah verausfo 
Das Forderungsrecht aus den Kupons und alſo das Recht der Zin 
forderung für die darin 1 Termine erliſcht, wenn die Kupons inne 
vier Jahren, vom Verfalltermine ab gerechnet, alſo ſpäteſtens in dem ach 
Zinstermine, nicht zur Einlöſung vorgelegt worden jind. ; 


$. 36. 
Kapitalzahlung. 
Hi.nſichtlich der Einlöfung der Kapitalbriefe gelten folgende Beſtimmung 
i) Die einzulsſenden Pfandbriefftüde werden durch Ausloofung geſuch 


A 


nach vorgängi jer öffentlicher Aufkündigung 5 in den halbjährigen Zins⸗ 


terminen mittelſt Baarzahlung des Nennwerthes eingelöfet. 
b) Jede von der Landſchaft ausgehende Kündigung von Pfandbriefen muß, 
wenn der Einlöſungstermin in Johannis eintreten ſoll, ſchon im vor⸗ 
gängigen Monat Januar, und wenn derſelbe in Weihnachten eintreten 
ſoll, ſchon im vorgängigen Monat Juli durch dasjenige öffentliche Blatt, 
welches zur Publikation amtlicher Erlaſſe in der Provinz beſtimmt iſt 
Gur Zeit durch die Regierungs- Amtsblätter), auf Koſten der Landſchaft 
veröffentlicht, der Kündigungserlaß auch bei den Schleſiſchen Landſchafts⸗ 
kaſſen und an den Börſen von Breslau und Berlin ausgehängt werden. 
Ob und in welchen anderen Blättern die Bekanntmachung zu inſerixen, 
bleibt dem Ermeſſen der Generallandſchafts⸗Direktion, von welcher 
dieſelbe ausgeht, überlaſſen. 

In dem Erlaſſe muß der gekündigte Pfandbrief nach dem Zins⸗ 
ſatze, der Serie, der Nummer und dem Betrage bezeichnet, der Fällig⸗ 
keitstermin des Kapitals angegeben, die Aufforderung zu ſofortiger 
Einlieferung des Pfandbriefes enthalten, die Rechtsfolge der Unter⸗ 
laſſung dahin ausgedrückt ſein: daß der ſäumige Inhaber mit dem 
Pfandbriefrechte präkludirt und mit ſeinen Anſprüchen auf die bei der 
Landſchaft zu deponirende Baarpaluta werde verwieſen werden. 

Weiterhin muß im Laufe der Monate März und bezüglich Sep⸗ 
tember die Aufforderung zur Einlieferung durch daſſelbe Blatt in Betreff 
aller bis dahin nicht eingelieferten Pfandbriefe und zwar auf Koſten 
der Inhaber derſelben wiederholt werden. 


e) Die Inhaber der gekündigten Pfandbriefe find verpflichtet, dieſelben vor 
5 dem Verfalltermine in der Landſchaftskaſſe abzuliefern oder poſtfrei ein⸗ 
= zuſenden. Ueber die Einlieferung wird von der Landſchaft Refognition 
ertheilt, und gegen Rückgabe dieſer im Verfalltermine die Kapitalzah⸗ 
lung geleiſtet. ; 


A) Mit den Kapitalbriefen müſſen auch entfprechende Zinskupons — ſoweit 

dieſe vorausgereicht und am Verfalltermine des Kapitals noch nicht 
fällig find — zurückgeliefert werden; für nicht zurückgelieferte wird der 
gleiche Betrag am Kapitale gekürzt, um weiterhin zur Einlöſung dieſer 
fehlenden Kupons verwendet zu werden. 


e) Wenn ein gekündigter Pfandbrief nicht ſpäteſtens ſechs Wochen vor 
dem Fälligkeitstermine, d. i. bis zum 15. Mai, bezüglich 15. November, 
eingeliefert und hiedurch ein Verzug in der rechtzeitigen Zahlung herbei⸗ 
geführt worden ift, jo hat der Gläubiger den hieraus entſtehenden Zinſen⸗ 
verluſt ſich ſelbſt beizumeſſen. 


Wenn aber der gekündigte Pfandbrief auch im Fälligkeitstermine und 
längſtens bis zum 1. Auguſt (für den Johannistermin)), bezüglich 1. Fe⸗ 
bruar (für den Weihnachtstermin) nicht eingeliefert worden iſt, ſo hat 
0 die Generallandſchafts⸗ Direktion die Baarvaluta, nach Entnahme des 
(Nr. 6933.) dem 


dem Gläubiger zur Laft fallenden verhältnißmäßigen Beitrages zu den 
Koſten der wiederholten Kündigungsbekanntmachung, zu ihrem Depo 
torium zu veranſchaffen und die in dem Kündigungserlaſſe angedrohte 
Präkluſion und Verweiſung durch eine Reſolution feſtzuſetzen. 1 

g) Nach Ablauf eines Vierteljahres, vom Fälligkeitstermine ab gerechnet, 
alfo mit dem 1. October, bezüglich 1. April fritt die Verbindlichkeit der 
Landſchaft, als Depoſitalbehörde, ein, dem Inhaber des Pfandbriefes 
von der für ihn deponirten und zinsbar zu benutzenden Baarvaluta 
33 Prozent Depofitalzinfen zu berechnen, oder aber die Valuta für 
Rechnung des Gläubigers in Neue Pfandbriefe umzuſetzen. 


h) Hat der Inhaber den gekündigten Pfandbrief zwar vor dem Verfall⸗ 
termine eingeliefert, die Baarvaluta aber unabgehohen gelaſſen, fo findet 
wegen deren Depoſition und Verzinſung daſſelbe ſtatt, was vorſtehend 
für den Fall der unterlaſſenen Einlieferung vorgeſchrieben iſt. A 


gekündigt werden. Auch für dieſen Fall a e e 1 
aluta ſich von ſelbſt erg 


F. 37. 
Umlauf der Pfandbriefe. n 
Da die Pfandbriefe nicht auf die Namen beſtimmter Gläubiger lautend, 3 
ſondern auf jeden Inhaber ausgefertigt werden, fo finden wegen der Eigenthums⸗ 
übertragung, der Vindikation, des Aus- und Wiederinkursſetzens derſelben die 
gemeingeſetzlichen Beſtimmungen über die auf jeden Inhaber lautenden Papiere 
auch auf dieſe Neuen Pfandbriefe Anwendung. en 


$. 38. 
Depoſition. 


A Pfandbriefinhaber, welche ihre Pfandbriefe unter Zurückhaltung der Zins 
klupons bei der Landſchaft niederlegen, empfangen über das Depoſitum eine au 
ihren Namen lautende Depoſttalrekognition, und haben an Depoſitalgebühren gl 
bei der Niederlegung von einem Depofitum unter 1000 Thaler zwanzig 10 i 
a | groſchen 


ſchen, und von einem größeren Depofitum denfelben Betrag für je 
in⸗ für allemal zu entrichten, ; 

| $. 39. 
Umfertigung. 


Wenn ein neuer Pfandbrief durch Vermerke, oder Befleckung, oder Be⸗ 
ſchädigung zum ferneren Umlaufe unbrauchbar geworden iſt, gleichwohl aber die 
weſentlichen Kriterien der Aechtheit und Identität, nämlich die Bezeichnung des 
Zinsfußes, der Serie, der Nummer, des Kapitalbetrages, der ausfertigenden 
Generallandſchaft, und den Vermerk der Kontrolkommiſſion annoch erkennen läßt, 
fo kann der Inhaber die Umfchreibung deſſelben nach Maaßgabe des Geſetzes vom 
4. Mai 1843. (Geſetz⸗Samml. S. 177.) beantragen, und die Verausfolgung 
eines neuen gleichhaltigen, kursfähigen Pfandbriefes anſtatt jenes, gegen Berichti⸗ 
gung der Ausfertigungskoſten einſchließlich der Schreibegebühren, verlangen. 

: Ebenſo werden für völlig vernichtete Pfandbriefe, wenn die Thatſache der 
Vernichtung in einer jeden Zweifel und jede Ungewißheit ausſchließenden Art und 
Weiſe nachgewieſen worden, andere Exemplare unter denſelben Nummern und 
über dieſelben Beträge gegen Erſtattung der Auslagen ausgefertigt. Ob der vor⸗ 
erforderte Beweis geführt ſei, bleibt lediglich der Sing der Landſchaft 
vorbehalten. 

5 Wenn dieſer Beweis nicht geführt worden — oder wenn in dem vorhin 
gedachten Falle der Beſchädigung die weſentlichen Kriterien des Pfandbriefes nicht 
mehr erkenntlich ſind, ſowie in allen Fällen, wenn der Pfandbrief dem Inhaber 
entwendet oder ſonſt abhanden gekommen iſt — findet eine Ausfertigung nur 
nach vorgängigem Aufgebot und gerichtlicher Amortiſation deſſelben (§. 40.) und 
in dieſem Falle immer unter neuer Nummer ſtatt. i 


F. 40. 
Aufgebot, Amortiſation der Pfandbriefe. 


i Wenn ein neuer Pfandbrief ſeinem Inhaber entwendet worden oder ſonſt 
abhanden gekommen iſt, 


a) fo hat die Generallandſchafts⸗Direktion die ihr von dem Inhaber hier⸗ 
über erſtattete Anzeige, in welcher die behauptete Thatſache beſcheinigt 
ſein muß, unter genauer Bezeichnung des Pfandbriefes und des Antrag⸗ 
ſtellers, ſofort durch das für die Publikation amtlicher Erlaſſe beſtimmte 
öffentliche Blatt, und durch zwei in Breslau erſcheinende Zeitungen bekannt 
zu machen. Sodann muß die nächſte periodiſche Erneuerung der Zins- 
kupons abgewartet werden. Wenn auf die zu dieſem Zwecke erlaſſene 
allgemeine Aufforderung an alle Pfandbriefinhaber der in Rede ſtehende 
Pfandbrief nicht eingereicht wird, l 


bp) fo exläßt die Generallandſchafts⸗Direktion die förmliche Ediktalladung und 
fordert den etwanigen Inhaber auf, ſich ſpäteſtens in einem, auf den zweiten 
Zinstermin nach der Ediktalladung anzuberaumenden Präjudizialtermine 

Cr. 6933.) zu 


7 


zu melden, widrigenfalls er mit allen Anſprüchen an die Landſchaft 
welche er aus dem Pfandbriefe herleiten könnte, werde präkludirt und 
der Pfandbrief ſelbſt werde amortiſirt werden. Die Ladung wird in den 
vorhin bezeichneten Blättern und in einer Berliner Zeitung dreimal un 
dergeſtalt inſerirt, daß von der letzten Inſertion bis zu dem Termine eine 
dreimonatliche Friſt offen bleibt. Außerdem wird dieſelbe bei allen Schle⸗ 
ſiſchen Landſchaftskaſſen und an den Börſen zu Breslau und Berlin 
ausgehängt. ; 

Meldet fich vor oder in dem anberaumten Termine Niemand, ſo 
werden die Akten mit einer von der Generallandſchafts⸗Direktion auszu⸗ 
ſtellenden Beſcheinigung des Inhalts: daß ſeit der erſten öffentlichen 
Bekanntmachung (a.) der Pfandbrief nicht eingeliefert und ein Anſpruch 
darauf nicht e worden ſei, dem Gerichte der Stadt Breslau 
vorgelegt, und dieſes ſetzt, bei befundener Beobachtung der obigen Vor⸗ 
ſchriften, die angedrohte Präkluſion und Amortiſation durch ein Erkennt⸗ 
niß feſt, welches durch Aushang an der Gerichtsſtätte publizirt wird. 
Sobald die Entſcheidung rechtskräftig geworden, wird die erfolgte Amor⸗ 
tiſation von der Generallandſchafts-Direktion öffentlich bekannt gemacht 
und der amortiſirte Pfandbrief in dem Pfandbriefregiſter gelöſcht, dem 
Extrahenten aber ein neuer ausgefertigt (§. 39.). ; 


$. 41. 
Kapitalverjährung. 


| Sit ein Neuer Pfandbrief während dreißig Jahren zur Erneuerung de 
Zinskupons nicht eingereicht worden, ſo wird das öffentliche Aufgebot deſſlbe 
von der Generallandſchafts-Direktion eingeleitet und auf deren Requiſition von 
dem Richter die Präkluſion des Inhabers und die Amortiſation des Pfandbriefes 
erkannt. Es kommen dabei überall die in dem vorhergehenden Paragraphen unter 
Buchſtabe b. enthaltenen Beſtimmungen mit der Abweichung zur Anwendung, daß 
die e auf den ganzen dreißigjährigen Zeitraum gerichtet werden muß. 
Iſt die Valuta für einen e de Pfandbrief während dreißig Jahren, 
welche vom Fälligkeitstermine ab zu berechnen find, nicht erhoben worden, jo 
findet e ſtatt, was vorſtehend hinſichtlich der präſkribirten Pfandbriefe ver- 
ordnet iſt. : 


©. Von dem Sicherheitsfonds. 


§. 42. 

5 Beſtimmung. S 
Dier Sicherheitsfonds ift dazu beſtimmt, die Forderungsrechte der Inhaber 
Neuer Pfandbriefe zu garantiren und die Erfüllung der entſprechenden Zahlungs 
verbindlichkeiten ficher zu ſtellen. Inſoweit daher bei der Subhaſtation eines be 
liehenen Grundſtücks das darauf gewährte Darlehn nicht vollſtändig mit an 


Nebenforderungen zur Perzeption gelangt, und aus dem für dies Grundſtück 
aufgeſammelten Amortiſationsfonds nicht 900 werden kann, muß der Ausfall 

von dem Sicherheitsfonds übertragen, und daher auch der durch Hypothek nicht 
mehr gedeckte und deswegen aus dem Umlauf zurückzuziehende Betrag Neuer 
1 durch Zahlung der Valuta aus dem Sicherheitsfonds eingelöſet 
werden. 


§. 43. 
Quellen. 
In den Sicherheitsfonds fließet: 

a) das in der Jahreszahlung des Schuldners (F. 16.) enthaltene einhalb 
Prozent der Darlehnsſchuld (welches außer dem zur Verzinſung der 
Pfandbriefe und zur Deckung der Verwaltungskoſten beſtimmten Betrage 
entrichtet wird) während der erſten zehn Jahre des Schuldverhältniſſes, 

b) es fließen dazu ferner die innerhalb der vierjährigen Verjährungsfriſt 
nicht erhobenen Pfandbriefzinſen ($. 35.) | 

c) die nach dreißigjähriger Präſkriptionsfriſt aufgebotenen und gerichtlich 
maoa Pfandbriefe und Pfandbrief⸗Einlöſungsvaluten nebſt Zinfen 
G. 41); 


d) der Zinsgewinn, welchen die Landſchaft aus der zinsbaren Belegung 
unabgehobener Zinſen und Kapitalien etwa bezieht; 


e) endlich wachſen dem Fonds die Zinſen ſeiner Beſtandspfandbriefe zu. 


F. 44. 
Verwaltung. 


Der Fonds wird von der Generallandſchafts⸗Direktion verwaltet. Die 
Beſtände deſſelben werden in Neuen Pfandbriefen angelegt und dieſe durch Kün⸗ 
digung nach dem Looſe und Baareinlöſung nach dem Nennwerthe beſchafft. Zu 
dem Ende wird für jeden Zinstermin, und zwar ſieben Monate vor Eintritt 
deeſſelben, ein Etat der zu erwartenden und anzulegenden Baareinnahmen projeftirt, ` 
und der Betrag zur Auslooſung und Aufkündigung eines gleichnamigen Pfand⸗ 
briefbetrages geſtellt ($. 36.). 

1 Die alſo in den Sicherheitsfonds gelangten Pfandbriefe bleiben weiterhin 
von der Auslooſung ausgeſchloſſen. 
$. 45. 
Rechnungslegung. i 

: Die Rechnung über den Sicherheitsfonds wird ganzjährig aufgeſtellt und 
von dem durch drei Meiſtbetheiligte aus der Zahl der Darlehnſchuldner zu ver⸗ 
ſtärkenden Engeren Ausſchuſſe der Landſchaft revidirt und abgenommen. Die 
Meiſtbetheiligten werden von der Generallandſchafts⸗Direktion, und zwar je 

Jahrgang 1867. (Ar. 6933.) 249 einer 
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einer aus dem Oberſchleſiſchen, aus dem Mittelſchleſiſchen und aus dem Nieder 
chleſiſchen Landſchaftsdepartement einberufen. Sie beziehen an Diäten für den 
eife- und reſp. den Arbeitstag drei Thaler, an Reiſekoſten die mittleren der in 
dem Königlichen Erlaſſe vom 10. Juni 1848. normirten Reiſekoſtenſätze. a 
Die Meiſtbetheiligten treten mit dem Engeren Ausſchuſſe zufammen, und 


nehmen an allen, die Reviſion und Abnahme der Rechnungen über den Sicher⸗ A 


heitsfonds — ingleichen der Rechnungen über den Amortiſationsfonds (F. 28.) — 
et Verhandlungen defjelben Theil, wobei ihnen das volle Stimmrecht 
gebührt. 8 e 
Nach beendeter Rechnungsabnahme wird der Hauptbetrag der Einnahme 
und der Ausgabe, der verbliebene Beſtand des Sicherheitsfonds, und der Betrag 
der kontribuirenden, d. i. der ſchwebenden Pfandbriefſchuld, veröffentlicht. 2 


D. Allgemeine Beſtimmungen. 


1) Das vorſtehende revidirte Regulativ tritt mit dem 1. Mai 1868. in Kraft. 
Von dieſem Tage ab findet eine Bewilligung von Darlehnen und eine 
Ausfertigung von Neuen Pfandbriefen auf der Grundlage des alten 
Regulativs vom 11. Mai 1849. nicht weiter ſtatt. Alle nach dieſem 
Tage auf nicht inkorporirte Grundſtücke gewährte Darlehne und alle nach 
dieſem Tage ausgefertigten Neuen Pfandbriefe unterliegen den Beſtim⸗ 
mungen des revidirten Regulativs. i 


2) Die durch die Ausführung des alten Regulativs vom 11. Mai 1849. 
bis zum 1. Mai 1868. begründeten Rechtsverhältniſſe bleiben unverändert 
fortbeſtehen. Insbeſondere bleiben 


a) den Inhabern derjenigen Neuen Pfandbriefe, welche auf Grund des 
alten Regulativs vom 11. Mai 1849. emittirt worden ſind, die in 
demſelben Regulativ ihnen beigelegten Rechte und darunter namentlich 
das Recht, ihre 0 eintretenden Falls aus dem für dieſe 
Pfandbriefe nach §§. 9. 22. a. a. O. gewidmeten Sicherheitsfonds 
und aus den von der Landſchaft vor dem 1. Mai 1868. erworbenen 
Hypotheken zu verlangen, ihnen ausſchließlich n G 

Es verbleibt auch dieſer Sicherheitsfonds im Genuſſe der ihm 
überwieſenen Hebungen, und es wird die Verwaltung deſſelben auch 
fernerhin ſelbſtſtändig und abgeſondert von anderen landſchaftlichen 
Fonds, insbeſondere abgeſondert von dem für die ferner zu emitti⸗ 
renden Neuen Pfandbriefe nach $$. 16. 42. des revidirten Regulativs 
gewidmeten neuen Sicherheitsfonds, fortgeführt. 


Gleichergeſtalt bleiben auch die Rechte und Verbindlichkeiten der 
Darlehnſchuldner, reſp. der Beſitzer von Grundſtücken, welche auf 
Grund des alten Regulativs vom 11. Mai 1849. beliehen worden 
ſind, fortbeſtehen, die Schuldner daher insbeſondere ee die 
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u Thaler Courant, 
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(Nr. 6934.) Allerhöchſter Erlaß vom 22. November 1867., betreffend die Regelung 
Disziplinarſtrafgewalt der Univerſitäten Kiel und Marburg. 


Auf Ihren gemeinſchaftlichen Bericht vom 16. November d. J. beſtimme Ich 
ierdurch, daß die nach den $$. 8. beziehungsweiſe 23. der beiden Verordnungen 
über die Gerichtsverfaſſung in den Herzogthümern Schleswig und Holſtein, be 
hungsweiſe in dem vormaligen Kurfürſtenthum Heffen vom 26. Juni d. J. 
(Geſetz-Samml. S. 1073. und 1085.) in Wirkſamkeit verbliebene Disziplina 1 
ſtrafgewalt der Univerſitätsbehörden zu Kiel und Marburg Anwendung finde 
joll: 1) bei den eigentlichen akademiſchen Vergehen, die ſich auf den Stand und 
Beruf der Studirenden und deren Verhältniß gegen die Oberen und Lehrer der 
Univerſität beziehen; 2) bei allen unter Studirenden vorfallenden Ehrenkrän⸗ 
kungen und leichten Mißhandlungen; 3) bei Duellen unter Studirenden mit Hieb 
waffen, ſofern kein Theil eine ſchwere oder erhebliche Körperverletzung erlitten hat / 
4) bei allen Handlungen der Studirenden, welche im Sinne der gemeinen Straf 
geſetze als Uebertretungen anzufehen find, jedoch mit Ausſchluß der einfachen 
Beleidigung außer den Fällen der Nr. 2. und der Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben und Gefälle. Auch bei an⸗ 
deren als den vorſtehend bezeichneten ſtrafbaren Handlungen der Studirenden 
ſollen die Univerſitätsbehörden noch ferner und ohne Rückſicht darauf, ob ein 
gerichtliches Strafverfahren eingeleitet worden iſt oder nicht, und in welcher Weiſe 
das eingeleitete gerichtliche Strafverfahren geendigt hat, befugt ſein, gegen de 
Angeſchuldigten auf Ausſchließung von der Univerfität (Exkluſion, Consilium 
abeundi, Relegation) zu erkennen. : 
Sie haben dieſen Meinen Erlaß durch die Geſetz⸗Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. En 


Berlin, den 22. November 1867, 


Wilhelm. 
v. Mühler. Gr. zur Lippe. 


An die Miniſter der geiſtlichen, Unterrichts- und 
Medizinal⸗Angelegenheiten und der Juſtiz. 


(Nr. 6935.) 


6935.) Bekanntmachung, betreffend die landesherrliche Genehmigung eines Zuſatzes zu 

Artikel 39. der Verfaſſung der Berliniſchen Lebensverſicherungs⸗ Geſellſchaft, s 
ſowie eine Abänderung des Allerhöchſten Erlaſſes vom 31. Mai 1862. 1 
(Geſetz-Samml. 1862. S. 213.). Vom 29. November 1867. 95 


Des Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 16. d. M. 55 
den in der Generalverſammlung vom 29. April d. J beſchloſſenen Zuſatz zu i 

Artikel 39. der Verfaſſung der Berliniſchen Lebensverſicherungs⸗Geſellſchaft zu 
genehmigen und zugleich, in Abänderung der Allerhöchſten Order vom 31. Mai 
1862., das Erforderniß einer ſtaatlichen Genehmigung des Geſchäftsplanes der 
genannten Geſellſchaft für die Folge aufzuheben geruht. 

Dies wird nach Vorſchrift der $$. 3. und 4. des Geſetzes über die Aktien⸗ 
geſellſchaften vom 9. November 1843. mit dem Bemerken zur öffentlichen Kennt- 
niß gebracht, daß der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Zuſatze durch das Amtsblatt 
der 5 önigl 1 Regierung zu Potsdam und der Stadt Berlin bekannt gemacht 
werden wird. 5 N 


Berlin den 29. November 1867. 


Der Juſtizminiſter. Der Miniſter des Innern. 
5 Gr. zur Lippe. Gr. zu Eulenburg. 


A (Nr. 6935—6936.) 5 ; (Nr. 6936.) 


(Nr. 9936) Shine ö betreffend die Allerhö ce Gechingen eines Nachtrages zt 
dem Statute der Pommerſchen Hypotheken- Aktienbank zu e V 
4. Dezember 1867. 


De Königs Majeſtät haben mittelſt Allerhöchſten Erlaſſes vom 9. Novem 
1867, den von der außerordentlichen Generalverſammlung der Pommerſch 
Hypotheken⸗Aktienbank in Cöslin laut notarieller Verhandlung vom 10. Augu 
1867. gefaßten Beſchluß wegen Abänderung des unter dem 1. Oktober 18 
genehmigten Beet Gr ⸗Statuts (Geſetz-Samml. von 1866. S. 703. ff.) in der de 
zweiten Antrage der Geſellſchaft entſprechenden Faſſung zu genehmigen geruht. 


Der Allerhöchſte Erlaß nebſt dem Statutnachtrage wird durch das Amts 
blatt der Königlichen Regierung zu Cöslin bekannt gemacht werden. 


Berlin, den 4. Dezember 1867. 


Der Der Miniſter fuͤr Handel, 
Finanzminiſter. Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


. gedruckt in der Königlichen Geheimen 3 
(R. v. Decker). 


